
		
			[image: tapafreeebook.jpg]
		

	
		
			[image: cabezal_tapa.png] 

			Freitag, 23. November 2018 - 129. Jahrgang Nr. 32.216

			Buenos Aires vor dem G20-Gipfel 

			Bullrich rät angesichts der Sicherheitsmaßnahmen zu Urlaub
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			Argentinische Soldaten nehmen an einer Pressekonferenz zur Vorstellung von Panzerwagen teil, die aus China importiert wurden. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/dpa/mc) - Angesichts extremer Sicherheitsmaßnahmen während des bevorstehenden G20-Gipfels in Buenos Aires hat Sicherheitsministerin Patricia Bullrich den Einwohnern geraten, besser die Stadt zu verlassen. „Unsere Empfehlung ist, dass sie das lange Wochenende nutzen, um wegzufahren. Die Lage in Buenos Aires wird sehr kompliziert sein“, sagte sie am vorigen Freitag dem Fernsehsender América 24. Allerdings wäre ein massives Verkehrschaos zu erwarten, wenn wirklich ein erheblicher Teil der etwa drei Millionen Einwohner des Hauptstadtbezirks versuchen sollte, die Stadt zu verlassen.

			Der Freitag nächster Woche (30. November), an dem das zweitägige Gipfeltreffen der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G20) im Konferenzzentrum Centro Costa Salguero am Río de la Plata beginnt, ist in Buenos Aires bereits zu einem Feiertag erklärt worden. Um den Tagungsort herum plant die Regierung während der Konferenztage drei Überwachungsringe. Bullrich warnte die Bürger vor: „Die Sicherheitsvorkehrungen werden stark sein.“ Insgesamt sollen in dem Bereich zwischen dem Stadtteil Retiro und dem Parque Norte nahe der Grenze zur Provinz Buenos Aires zwölf Kilometer Straße gesperrt werden. Davon betroffen sind die Autobahnen „Illia“, „Cantilo“ und „Lugones“. Am Dienstag teilte die Regierung zudem mit, dass an den beiden Gipfeltagen weder Züge noch U-Bahnen fahren werden. Die Maßnahmen greifen zum Teil schon ab dem Nachmittag des 29. Dezember (Donnerstag). 

			Die Nationalregierung will beim G20-Gipfel keine gewalttätigen Proteste zulassen. „Wer demonstrieren will, hat das Recht dazu, aber unter einer Bedingung: Es muss friedlich bleiben“, sagte Bullrich vor wenigen Tagen im Radiosender Mitre. „Gewalttätige Aktionen dürfen nicht vorkommen. Wir werden sehr streng sein.“ 

			Bei dem Gipfel werden über 20.000 Sicherheitskräfte im Einsatz sein. Während des Treffens wird ein Flugverbot über Buenos Aires und dem Umland mit einem Radius von bis zu 460 Kilometern gelten. Zum zusätzlichen Schutz der Delegationen kamen vorige Woche vier Panzerwagen aus China an. Die hiesigen Behörden haben außerdem laut einem Bericht der Zeitung „Clarín“ ein israelisches System zur Abwehr von Cyberangriffen angeschafft. In Uruguay beschloss das Parlament eine Erlaubnis zur vorübergehenden Stationierung von einer 400 Mann starken US-Einheit mit neun Flugzeugen abstimmen.

			Die Macri-Regierung setzt zudem auch auf vorbeugenden Maßnahmen, um Ausschreitungen wie beim G20-Gipfel im vorigen Jahr in Hamburg vorzubeugen. So sollen Personen, die bei vergangenen Gipfeln wegen Gewalttätigkeiten festgenommen wurden, gar nicht erst ins Land kommen. Wie die Zeitung „La Nación“ berichtet, habe Argentinien in Zusammenarbeit mit Geheimdiensten aus Deutschland, Frankreich, Spanien, Großbritannien und Italien eine Liste mit 2000 bis 4000 Namen von Krawallmachern erstellt. Sollten diese nach Argentinien reisen wollen, werden sie am Abflugflughafen informiert, dass sie nicht einreisen dürfen. 

			Für den Fall, dass sie dennoch am internationalen Flughafen Ezeiza ankommen, dürfen die Betroffenen die Grenzkontrollen nicht passieren und müssen in ihr Heimatland zurückkehren. Die Regierung hat zudem Informationen gesammelt über Anarcho-Gruppen und militante chilenische Mapuche-Aktivisten, die planen, für Proteste ins Land einzureisen.
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			Erleichterung und Trauer

			Gesunkenes U-Boot vor Argentinien geortet
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			Das gesunkene U-Boot „ARA San Juan“. (Foto: Argentina Navy/AP/dpa)

			Mar del Plata (dpa) - Nach der Entdeckung des vor einem Jahr verschollenen argentinischen U-Boots „ARA San Juan“ schwanken die Angehörigen der 44 Opfer zwischen Erleichterung, Wut und Trauer. „Das Einzige was zählt, ist, dass wir sie gefunden haben. Ich kann nicht aufhören zu weinen“, schrieb Luis Tagliapietra, der Vater eines der Soldaten, am Wochenende von Bord des Suchschiffs „Seabed Constructor“ an die Deutsche Presse-Agentur und andere Medien.

			Eine Suchmannschaft der privaten Firma Ocean Infinity hatte das gesunkene U-Boot rund 500 Kilometer östlich des Golfs San Jorge vor der patagonischen Küste geortet. Das Schiff sei in einer Tiefe von 907 Metern entdeckt worden, sagte der Kommandant der Marinebasis Mar del Plata den Angehörigen der Seeleute. „Die Hülle ist noch in einem Stück, sie ist total deformiert und implodiert, aber ohne nennenswerte Risse“, erklärte Kapitän Gabriel Attis.

			Präsident Mauricio Macri ordnete eine dreitägige Staatstrauer an. „Heute ist der traurigste Tag“, sagte er. „Die Heldin und die 43 Helden werden im Leben ihrer Liebsten nicht zu ersetzen sein.“

			Die „ARA San Juan“ war am 15. November 2017 mit 44 Seeleuten an Bord auf der Fahrt von Ushuaia nach Mar del Plata verschwunden. Zuvor hatte es technische Probleme an Bord gegeben. Außerdem wurde in der Nähe der letzten bekannten Position des U-Boots eine Explosion registriert.

			Die „ARA San Juan“ mit einer Kiellänge von 65 Metern wurde im Auftrag der argentinischen Kriegsmarine von den damals dem Thyssen-Konzern gehörenden Nordseewerken in Emden gebaut und 1985 in Dienst gestellt. Das U-Boot mit einem diesel-elektrischen Antrieb war für Tauchfahrten bis 300 Meter Tiefe ausgelegt.

			„Ab heute wird sich ein Teil der Wunde schließen“, sagte Isabel Polo, die Schwester eines Seemanns, im Fernsehen. Jorge Villarreal, der Vater eines weiteren Besatzungsmitglieds, sagte: „Jetzt wissen wir, wo unsere Kinder sind. Wir wollen ihnen den Abschied bereiten, den sie verdienen. So können wir Frieden finden.“

			Die Familien wollen nun ihre Angehörigen beerdigen und fordern eine umfassende Aufklärung des Unglücks. „Wir wollen, dass das U-Boot an die Oberfläche geholt wird. Wir wollen die Wahrheit wissen und die Justiz soll klären, wer dafür bezahlen muss“, sagte Juan Aramayo, der Vater eines Besatzungsmitglieds.

			Eine Bergung des U-Boots und der Leichen der Seeleute erscheint allerdings unmöglich. „Argentinien verfügt nicht über die technischen Möglichkeiten, das U-Boot zu bergen. Wahrscheinlich gibt es auf der ganzen Welt keine Technologie, um eine Masse von 2300 Tonnen Gewicht aus 900 Metern Tiefe zu heben“, sagte Verteidigungsminister Oscar Aguad am Sonntag im Radiosender Mitre. „Das ist keine Entscheidung der Regierung, es geht einfach nicht.“

			 

			 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png] 

			Die Woche in Argentinien

			CFK kritisiert „Neoliberalismus“ 

			Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat im Vorfeld des G20-Gipfels in Buenos Aires zu einer „sozialen Front gegen die Aggression des Neoliberalismus“ aufgerufen. Zum Auftakt eines „Forums des kritischen Denkens“ von G20-Kritikern griff auch Brasiliens ehemalige Staatschefin Dilma Rousseff (2011-2016) das „neoliberale und faschistische Wirtschafts- und Politikprogramm“ an, das der gewählte Präsident Jair Bolsonaro in ihrem Land verwirklichen wolle. In Argentinien steht 2019 die nächste Präsidentenwahl an, bei der Amtsinhaber Mauricio Macri für eine weitere Amtsperiode antreten will. Kirchner profiliert sich derzeit als Bewerberin der Opposition. Rousseff, die 2016 vom Parlament abgesetzt wurde, warnte, Brasilien befinde sich mit der Wahl des extrem rechten Politikers Bolsonaro auf einem „tragischen Weg“, der den Verlust der Demokratie bedeuten könne. Uruguays Ex-Präsident José Mujica (2010-2015) sagte seine Teilnahme kurzfristig ab, da er zwischen seinem Land und Argentinien „keine neuen Hürden“ schaffen wolle.

			dpa streicht Stellen 

			Die Deutsche Presse-Agentur (dpa) will ihren spanischsprachigen Dienst umgestalten und die Mitarbeiterzahl in diesem Bereich drastisch reduzieren. Jens Petersen, Leiter der dpa-Konzernkommunikation, bestätigte einen entsprechenden Bericht des Medienbranchendienstes „turi2“. Demnach werden 40 der aktuell 50 Stellen gestrichen, davon 14 in Buenos Aires. Die Kürzungen beträfen vor allem „reine Textreporter“. Die dpa setzt bei ihrem spanischsprachigen Dienst künftig verstärkt auf Audio- und Videoformate statt auf Textmeldungen. Den Dienst werde es aber weiter geben, betonte Petersen: „Die Versorgung ist sichergestellt.“ Die Büros in Buenos Aires, Rio de Janeiro, Bogotá, Mexiko-Stadt, Havanna und Madrid werden zu Korrespondentenplätzen. Grund für die Maßnahmen sei vor allem die schwierige Marktsituation im lateinamerikanischen Raum, hieß es. Der spanischsprachige Dienst der dpa liefert seit 50 Jahren Nachrichten an mehr als 200 Kunden aus 20 Ländern.

			Triaca tritt zurück

			Jorge Triaca wird in Kürze seinen Posten als Staatssekretär für Arbeit räumen. Dies gab der Funktionär vor wenigen Tagen in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Produktionsminister Dante Sica bekannt. Der Posten werde nicht neu besetzt. Stattdessen werde Sica die bisherigen Aufgaben Triacas mit übernehmen, hieß es gegenüber der Presse. Triaca werde demnach sein Amt nach dem G20-Gipfel aufgeben. „Es ist der Moment gekommen, zur Seite zu treten. Während der vergangenen drei Jahre habe ich die Möglichkeit gehabt, mitzugestalten. Es gab aber auch sehr spannungsgeladene Momente“, resümierte Triaca. Er sprach von „1500 Tarifverhandlungen“, mit denen er während seiner Amtszeit befasst war. Zu den Gründen für die Personalie berichtet die Zeitung „Clarín“, dass die Chemie zwischen Triaca und Sica nicht gestimmt habe.

			Aufruf zu Protesten

			Argentinische und internationale Nichtregierungsorganisationen haben für den ersten Tag des Gipfeltreffens (30. November) zu einer Großkundgebung gegen die „Elendspolitik des G20 und des Internationalen Währungsfonds“ aufgerufen. Die Protestaktionen werden nicht nur in Buenos Aires, sondern auch in anderen Städten weltweit stattfinden, sagte Beverly Keene von Jubilee South, einer Plattform linker Globalisierungs- und Kapitalismuskritiker. Beteiligt sind auch Umweltschützer, Menschenrechtler und Gewerkschafter. Vor wenigen Tagen waren in Buenos Aires zwei Sprengstoffanschläge fehlgeschlagen, die die Behörden anarchistischen G20-Gegnern zuschreiben. Drei Verdächtige wurden festgenommen.

			Mitarbeiter suspendiert

			Die Situation bei „Aerolíneas Argentinas“ spitzt sich weiter zu. Die staatliche Fluggesellschaft suspendierte am Dienstag 376 Mitarbeiter vorübergehend vom Dienst. Betroffen sind Bedienstete, die sich an dem Streik am 8. November beteiligten, als 258 Flüge aufgrund der Arbeitsniederlegung abgesagt werden mussten. Die disziplinarischen Maßnahmen sehen Dienstfreistellungen von zehn bis 15 Tagen vor. Zudem müssen die Streikbeteiligten mit Gehaltskürzungen rechnen. Die Fluggesellschaft sieht im Verhalten ihrer Mitarbeiter eine „Vernachlässigungen bzw. Verweigerung von Aufgaben“. Die Gewerkschaften der Flugbediensteten kündigten indes neue Protestaktionen im Rahmen des aktuellen Tarifkonflikts an.

			Keine Pension für Boudou

			Rückschlag für Amado Boudou: Die Sozialversicherung ANSeS entschied, dem inhaftierten Politiker die lebenslange Pension für seine Zeit als Vizepräsident nicht auszuzahlen. Diese beträgt derzeit rund 220.000 Pesos pro Monat. ANSeS begründete die Maßnahme mit Verweis auf den Schuldspruch gegen Boudou. Dieser war in diesem Jahr wegen Amtsmissbrauchs zu fünf Jahren und zehn Monaten Freiheitsentzug verurteilt worden. Zudem darf Boudou, der zwischen 2008 und 2009 auch die ANSeS leitete, zeitlebens keine öffentlichen Ämter mehr ausüben (wir berichteten). (AT/mc/dpa)
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			Das versunkene U-Boot

			Von Juan E. Alemann

			Das U-Boot ARA San Juan, das vor einem Jahr einen schweren Unfall erlitt und daraufhin verschwand, wurde schließlich gefunden. Zu diesem Zweck hatte die Regierung ein Schiff verpflichtet, das mit modernster Technologie ausgestattet ist und sonst für Erdölunternehmen tätig ist, um den Meeresgrund genau aufzuzeichnen, wo dann Erdöl gefördert werden soll. Das Schiff ist im Wesen eine Art schwimmende Computeranlage mit allerlei weiteren technologischen Instrumenten. Es hat lange gedauert, bis das U-Boot in 900 Metern Tiefe entdeckt wurde. Der Vertrag sah vor, dass die Firma nur ein Entgelt für ihre Arbeit kassieren würde, wenn sie das Schiff findet. Sie musste sich somit ihrer Sache sehr sicher sein, um einen Betrag von vielen Millionen Dollar zu riskieren. Doch der Erfolg trat erst in letzter Minute ein, als schon vorgesehen war, die Suche einzustellen. Der Fall erwies sich komplizierter als die Experten angenommen hatten. Jetzt muss die argentinische Regierung zahlen. Im Grunde ist es rausgeschmissenes Geld.

			Die Auffindung des U-Bootes ändert nichts. Man wusste von Anfang an, dass es keine Überlebenden gab, und es besteht laut Minister Aguad keine Möglichkeit, das U-Boot an Land zu bringen. Für Marineoffiziere ist der Meeresgrund ohnehin rein symbolisch ein besserer Ort für die Bestattung als ein Friedhof. Bei U-Booten, wie bei Flugzeugen, sind Unfälle nie ausgeschlossen. Es gab weltweit schon viele. Ob der vom ARA San Juan hätte vermieden werden können, ändert nichts an der Tatsache, dass 44 Menschen umgekommen sind. 

			Die Kriegsmarine und wohl auch die Streitkräfte im allgemeinen dürften jetzt der Wartung mehr Aufmerksamkeit schenken, um die es schlecht bestellt ist. Erinnern wir uns daran, dass vor einigen Jahren ein Kriegsschiff am Marinehafen Puerto Belgrano untergegangen ist. Offensichtlich hatte niemand bemerkt, dass es ein Leck hatte und langsam versank. Bei der Luftwaffe können die meisten Flugzeuge nicht fliegen und viele sind verkommen, einfach weil sie nicht instand gehalten wurden.

			Es besteht im staatlichen Bereich immer Spardruck und dann wird bei der Instandhaltung gespart, wo dies zunächst keine weitere Wirkung hat. Indessen handelt es sich um die schlechteste Sparmethode, da dabei die Lebensdauer der Objekte verkürzt wird, und schließlich mehr für neue ausgegeben werden muss. Und bei Schiffen, Flugzeugen u.a. Objekten erhöht sich die Gefahr von Pannen. Vielleicht führt der U-Boot-Unfall  jetzt dazu, der Wartung Priorität zu verleihen, womit dann auch der Bedarf von neuem Kriegsmaterial sinkt.

			Die Macri-Regierung muss das Thema der Ausstattung der Streitkräfte jetzt von Null an aufrollen, und der U-Boot-Unfall ist ein guter Anlass, um das Thema gründlich zu durchdenken. Das Problem erfordert ein neues Konzept, wenn man von den beschränkten Mitteln ausgeht, die für diesen Zweck vorhanden sind. Sind U-Boote, die sehr teuer sind, deren Instandhaltung und Einsatz auch teuer ist, überhaupt notwendig? Genügt es mit den verbleibenden oder nicht? Für die Kontrolle des argentinischen Meeres, die sich vornehmlich auf ausländische Schiffe bezieht, die in argentinischen Gewässern fischen, sind die gewöhnlichen Schiffe der Kriegsmarine ausreichend. U-Boote sind für einen Kriegsfall gedacht, der für Argentinien gegenwärtig ausgeschlossen ist. Und wenn es doch so weit kommt, dann ist das Land ohnehin auf Hilfe der USA angewiesen. Die Luftwaffe benötigt ebenfalls keine hochmodernen Düsenflugzeuge, wie die französischen Mirage, die sehr teuer waren. Man muss das kaufen, was man wirklich braucht, und es dann gut erhalten.
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			Im Blickfeld: Antisemitismus

			Von Stefan Kuhn

			Es ist nie überflüssig über Antisemitismus zu reden, schon gar nicht in heutigen Zeiten. Deshalb ist es auch löblich, dass Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz in Wien zu einer Antisemitismus-Konferenz geladen hat. Kurz inszeniert sich als Vorkämpfer gegen den Judenhass, und man darf ihm dieses Engagement auch wirklich abnehmen. Er hat es aber auch nötig. Kurz‘ Österreichische Volkspartei regiert mit der rechtspopulistischen FPÖ, und die hat so ihre Probleme mit der Vergangenheit.

			So kam es auch, dass die Antisemitismus-Konferenz ohne Vertreter der kleineren Regierungspartei stattfand. Nicht etwa, weil die FPÖ nicht wollte, sondern weil die anderen Teilnehmer die FPÖ nicht wollten. Israels Regierung meidet den Kontakt mit den „Freiheitlichen“. Viele jüdische Organisationen nehmen ebenfalls nicht an Veranstaltungen teil, zu denen FPÖ-Vertreter eingeladen sind. Man kann es ihnen nicht verdenken, denn es gibt nicht wenige Funktionäre in der Partei, die ein seltsames Verhältnis zu Österreichs NS-Geschichte haben.

			Auf dem Kongress wurde die Lage der rund 1,5 Millionen Juden in Europa dramatisch beschrieben. Es werde „schlimmer und schlimmer“ sagte Ariel Muzicant, der Vizepräsident des European Jewish Congress. Das trifft sicher zu, denn Antisemitismus ist in vielerlei Hinsicht messbar. Gegen Juden gerichtete Straftaten nehmen ebenso zu wie Hasskommentare im Netz. Wobei letzteres ein generelles Problem ist. In der Anonymität von sozialen Netzwerken kann man Dinge verbreiten, die in klassischen Medien unvorstellbar sind. Selbst wenn offensichtliche Hasskommentare gelöscht werden, sind sie vielfach schon zigtausend Mal verbreitet worden. Dieses Problem bekommt man schon seit Jahren nicht in den Griff. 

			Das gilt auch für den Antisemitismus. Der traditionelle, durch obskure Rassentheorien begründete Antisemitismus ist schon in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zurückgegangen und inzwischen fast ausgestorben. Natürlich gibt es ihn noch, den dumpfen Judenhass, den Glauben an die jüdische Weltverschwörung, aber die rechte Ecke wird heute mehr durch Holocaustleugner abgedeckt. Im rechtspopulistischen Lager bedient man sich zwar noch antisemitischer Klischees, aber die Tendenz zeigt in die andere Richtung. Es ist heuchlerisch und pure Wahltaktik, aber mit Antisemitismus kann man in europäischen Demokratien keinen Blumentopf gewinnen. Der Feind betet in Richtung Mekka, und der Feind meines Feindes ist mein Freund. Deshalb beschwört die deutsche PEGIDA die jüdisch-christliche Kultur des Abendlandes, deshalb gründet die AfD eine jüdische Gruppierung in der Partei, und deshalb unterstützt der FPÖ-Chef und österreichische Vize-Kanzler Hans-Christian Strache die Verlegung der österreichischen Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem.

			In den letzten Jahrzehnten ist der Hass auf Israel, den Judenstaat, wesentlich bedeutender geworden. Das mag man euphemistisch Antizionismus nennen, die Unterschiede zum Antisemitismus fallen kaum auf. Der Hass auf Israel, sieht man von Altnazis und NS-Verbrechern ab, war in Europa lange Zeit ein linkes Phänomen. Das hängt zum einem mit dem Sechstagekrieg 1967 und dem Jom-Kippur-Krieg 1973 zusammen. Damals unterstützte die Sowjetunion Israels Gegner, und was aus Moskau kam, konnte ja nicht falsch sein. Dennoch dürfte dies auf die westeuropäischen Staaten weniger Einfluss gehabt haben als die linksradikale Sympathie für die PLO. Man hielt deren Sache für gerecht. Terroristen der deutschen Rote Armee Fraktion (RAF) wurden in PLO-Lagern ausgebildet, es gab gemeinsame Aktionen. Den Gipfel des linken Antisemitismus bot wohl 1976 die Entführung eines israelischen Passagierflugzeugs. Damals selektierten deutsche Terroristen auf dem Flughafen von Entebbe jüdische Geiseln.

			Wenn aber heute auf der Wiener Konferenz von der Gefahr eines linken Antisemitismus die Rede ist, reibt man sich schon die Augen. Wenn eine linke Organisation wegen der israelischen Siedlungspolitik zu einem Boykott von Produkten aus dem Land aufruft, mag man das als antisemitisch bezeichnen, eine Gefahr ist das sicher nicht. Es ist vor allem dumm. Die Produkte könnten ja auch aus einem sozialistischen Kibbuz stammen. Israel ist Vielfalt, und die heftigste Kritik an Regierungschef Benjamin Netanjahu kommt hauptsächlich aus dem Land selbst. Antisemitismus ist eine Definitionsfrage, und in dieser Hinsicht hat die Konferenz nicht weitergeholfen. Wenn etwa Matthias Döpfner, der Chef des Medienkonzerns Springer, zur „bedingungslosen Unterstützung“ Israels aufruft, oder Bundeskanzler Kurz die „unverhältnismäßige Kritik am Staat Israel“ bekämpfen will, kommt man ins Grübeln. Wie weit geht „bedingungslos“? Wer bestimmt, was „unverhältnismäßig“ ist? Nimmt man Netanjahu als Gradmesser, ist dies jede Kritik an ihm.

			Die größte Gefahr ist der „importierte Antisemitismus“ wie ihn Kurz nennt. Für den österreichischen Regierungschef ist das zwar hauptsächlich ein Argument für seine restriktive Flüchtlingspolitik, aber er hat Recht. Bisher war diese Art von Israel-Hass auf islamische Länder beschränkt, durch die Migration aus vielen dieser Länder ist er ein europäisches Problem geworden - ein gewalttätiges. Es dürfte schwer sein, hier zu einer europäischen Lösung zu kommen, weil das Problem unterschiedliche Ursachen hat. In Frankreich hat es weniger mit der Migration der letzten Jahre zu tun. Dort hat der muslimisch motivierte Antisemitismus mehr soziale Ursachen.

			Für Deutschland und Österreich muss gelten, dass Antisemitismus keinen Platz hat. Das Existenzrecht Israels ist Staatsdoktrin. Wer das nicht akzeptiert, hat dort nichts verloren.
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			Randglossen

			Dass die Konferenz der Staaten der G-20 dieses Mal in Buenos Aires stattfindet, am 30.November und 1. Dezember, ist zwar eine besondere Ehre, kostet das Land jedoch viel Geld und bringt die Gefahr von politischen Unruhen und Anschlägen mit sich. Dass Argentinien überhaupt in diesem Verein der fortgeschrittensten Staaten der Welt aufgenommen wurde, ist Menem zu verdanken. Heute würde sich das Land gewiss nicht dafür qualifizieren. Präsident Macri hat ohnehin beste Beziehungen zu seinen Kollegen in diesen Ländern, sodass das Treffen in Bue-nos Aires wenig hinzufügt. Die Probleme Argentiniens sind heute im Wesen interner Natur. Gewiss könnte Macri bei Gesprächen mit den einzelnen Staatsoberhäuptern Themen vorbringen, die Argentinien interessieren, wie die Reform der Welthandelsorganisation, die Zulassung von Rindfleischimporten durch die USA und eine Lösung für das Problem der Bankenkredite an lokale Baukonzerne,die irgendwie bei der Kirchner-Korruption mitgemacht haben. Wenn es jedoch nur um leere Floskeln geht, hätte sich Argentinien den großen Aufwand sparen können, den dieses Ereignis bedeutet.

			Deutschland steigt ab. Das hat es noch nie gegeben. Schuld daran sind nicht der DFB oder die Leistung der deutschen Nationalspieler, sondern der europäische Fußballverband Uefa. Der Dachverband hat sich ein neues Turnier ausgedacht, das unzumutbare Stressfaktoren freigesetzt hat. Kurz nach der für Deutschland enttäuschenden Weltmeisterschaft konnte sich die Nationalmannschaft nicht mit Spielen gegen Aserbaidschan oder Gibraltar psychisch aufbauen. Sie musste gegen Weltmeister Frankreich und die Niederlande ran. Genug gejammert: Man mag sich über den Sinn des Turniers streiten, aber ein Team, das bis zur WM noch Weltranglistenerster war, hätte zumindest den Klassenerhalt schaffen müssen.

			Eigentlich fragt sich nicht nur in der CDU jeder, was der Mann eigentlich will. Nun gut, er will CDU-Chef werden, aber er wird es nicht. Das weiß er selbst am besten. Jens Spahn galt als konservativer Erneuerer der Partei und wurde schon als künftiger Kanzler gehandelt. Dann kam mit Friedrich Merz ein alter konservativer Erneuerer. Schlimmer noch: Merz kommt wie Spahn aus Nordrhein-Westfalen, dem mitgliederstärksten CDU-Landesverband, dem obendrein mit Armin Laschet ein Merkel-treuer Politiker vorsteht. Spahn ist schwul, und das ist auch gut so. Ob das der konservative Flügel der Christdemokraten ebenso sieht, ist eine andere Frage. Die Partei musste schon fast zwei Jahrzehnte mit einer geschiedenen, protestantischen Frau mit DDR-Vergangenheit leben. Warum tut sich Spahn das an. An seinem Ego kann es nicht liegen, es wird einen gewaltigen Dämpfer bekommen.
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			Starker Rückgang des Staatsdefizites im Oktober

			Im Oktober 2018 lag das primäre Defizit des Bundesstaates (ohne Zinsen) nominell um 49% und real (bei Berücksichtigung der Inflation) um 65% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Zum elften Monat in Folge stiegen die laufenden Einnahmen (fast alle bestehend aus Steuern, einschließlich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren) weit mehr als die primären Ausgaben. In 10 Monaten 2018 ist es gelungen, das Defizit um 1,2% des BIP zu verringern. Voraussichtlich wird es 2018 unter dem Ziel des Plansolls, von 2,7% liegen, was den Weg zum vorgesehenen primären Nulldefizit für 2019 erleichtert. 

			Die Staatseinnahmen lagen im Oktober um 45,5% über dem Vorjahr, also weit über der Inflation. Die primären Ausgaben stiegen im Oktober um 30,4%, also 15 Prozentpunkte weniger als die Einnahmen, wobei der Betrag der Subventionen für öffentliche Dienste um 73,9% und der für Staatsinvestitonen um 42% zunahm. Die Subventionen decken im Oktober (laut Berechnung des Budgetverbandes ASAP) 60% der Kosten, gegen 30% im Mai, 51% 2017, 70% 2016 und 90% 2015. Beim Gas sind es im Oktober 25%, gegen 31% im Mai, 38% 2017, 70% 2016 und 81% 2015. 

			Die laufenden Ausgaben wurden real wegen des Inflationssprunges der letzten Monaten stark verringert. Gehälter lagen real um 17% unter dem Vorjahr, Renten u.a. soziale Leistungen um 16%. Die Indexierung von Pensionen und Hinterbliebenerenten wirkt verspätet, so dass bei zunehmender Inflation ein realer Verlust eintritt, der dann bei sinkender Inflationsrate aufgeholt wird. 

			Die Zinslast lag im Oktober wegen der Abwertung weit über dem Vorjahr, da die Staatsschulden vorwiegend in Dollar bestehen. Dennoch lag das sogenannten “finanzielle” Defizit, das auch Zinsen einschließt, inflationsbereinigt um 13,3% unter dem Vorjahr. OIn 10 Monaten war es sogar real 18,9% geringer als im Vorjahr, wobei es auch in Prozenten des BIP um 0,9% geringer war.
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			Das Ende der Lebac

			Die ZB-Wechsel Lebac (“letras del Banco Cen-tral”) wurden im März 2002 vom damaligen ZB-Präsidenten Mario Blejer eingeführt, um einen Teil der Geldschöpfung zu sterilisieren und den Ansturm auf den Dollar zu bremsen, der nach der Aufgabe der Konvertibilität aufgetreten war. Dabei wurden am Anfang Zinsen von bis zu 140% gezahlt. Zwischen 2003 und 2018 wurden Lebac für $ 1,5 Bio. ausgegeben, der größte Teil davon ab Dezember 2015, unter der Macri-Regierung. Der Bestand stieg auf bis zu $ 1,27 Bio. (In Dollar berechnet mehr als die ZB-Reserven), als das erste Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds abgeschlossen wurde. Dennoch hatten die Lebac eine beschränkte Wirkung, und konnten nicht verhindern, dass seit der Aufgabe des Verbotes der Devisenkäufe für Hortung (der sogenannte “cepo”), die im Dezember 2015 erfolgte, eine Kapitalflucht von über u$s 25 Mrd. einsetzte.

			Am Dienstag verfielen Lebac für $ 160,5 Mrd., von denen nur $ 39,75 Mrd. mit neuen Lebac erneuert wurden, so dass Liquidität in Höhe von $ 120,75 Mrd. geschaffen wurde. Die ZB erhielt Offerten für  58,62 Mrd., von denen nur ein Teil angenommen wurde. Die neuen Lebac laufen auf 28 Tage und werden zu 50% verzinst, 7 Prozentpunkte unter dem Satz, der vor einem Monat gezahlt wurde.

			Der ZB-Bestand an Lebac ist jetzt auf $ 69,81 Mrd. geschrumpft, die am 19. Dezember 2018 verfallen und ganz ausgezahlt werden sollen. Damit wird die Auflage des IWF-Abkommens erfüllt, die eine Sanierung der ZB vorsieht. Die Staatsverschuldung übernimmt jetzt ganz das Schatzamt, wie es sein muss.

			An Stelle der Lebac hat das Schatz- und Finanzministerium Leliq (letras de  liquidez) ausgegeben, die auf eine Woche laufen und zunächst zu fast 74% verzinst wurden, dann weniger, bis etwas über 60%. Der Bestand der Leliq stieg ab Juni bis Ende November auf $ 683 Mrd. Hinzu kommen dann noch Schatzscheine Lecap (letras de capitalización), die auf Dollar lauten, und Lecer (letras ajustadas por CER), die eine Wertberichtigung gemäss dem Preisindex des INDEC haben. Die Regierung versucht, langsam aus dem Teufelskreis der Leliq rauszukommen,und auf dollarsierte und indexierte Titel überzugehen.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11807.png] 

			Argentinien

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 37,25, gegen $ 37,02 in der Vorwoche. Die Devisenreserven lagen bei u$s 51,83 Mrd., gegen u$s 53,48 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.19 bei $ 50,60, was einen Jahreszinssatz von 47,32% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires weist in einer Woche zum Mittwoch eine Hausse von 3,03% aus, und liegt somit um 0,66% über Ende Dezember 2017.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine betonte Baisse auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,15%, Argentina 2021: -1,30%; Argentina 2026: -2,64%; Argentina 2046: -2,85%; Bonar 2024: -1,08%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 796,06 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 778,83), und bei 24 Karat zu $ 1.367,41 ($ 1.337,91).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum16.11.18 um 31,62%. Doch in den letzten 30 Tagen setzte eine Verringerung von 5,08% ein. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in der gleichen Periode um18,18%.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 16.11.18 um 58,34% auf $ 2,83 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos nahmen um 24,83% auf $ 1,63 Bio. zu. Die gesamten Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 4,18% auf u$s 31,29 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 5,92% auf u$s 15,81 Mrd. zu.

			***

			Das Schatzamt brachte am Mittwoch Schatzsscheine Lecap (letras de capitalización), und Lecer (letras CER, die mit dem Preisindex wertberichtigt werden), für $ 33,70 Mrd. unter, davon 32,86 Mrd, in Lecap auf 91 Tage zu 4% monatlich (was 51,19% jährlich ergibt), und $ 4,56 Mrd. in Lecer auf 91 Tage zu 8,85% jährlich plus Indexierung.

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im Oktober eine Zunahme von 2,2%, womit die Zunahme in 12 Monaten zum Oktober 38% beträgt. Im Oktober nahmen Baumaterialien um 4% zu, Gemeinkosten um 2,5% und Arbeitskosten um 0,7%.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC weist im Oktober eine Zunahme von 3% auf. Dabei nahmen lokale Produkte um 3,6% zu, und importierte um 2,9% ab. In 12 Monaten zum Oktober beträgt die Zunahme 76.6%.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsinstitutes FIEL lag im Oktober um 3,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, stieg jedoch gegenüber September um 3,2%. Die ersten 10 Monate 2018 lagen somit um 1,9% unter dem Vorjahr. Von 10 Branchen wiesen im Oktober 7 Rückgänge auf. 

			***

			Der Oberste Gerichtshof hat das Dekret 315 vom Jahr 2007 als gültig erklärt, durch das die Privatisierung der Marinewerft Tandanor annulliert wurde, die Anfang der 90er Jahre vollzogen worden war. Die Werft ist mit einem Syncrolift ausgestattet, der es erlaubt, grosse Schiffe zwecks Reparatur und Instandhaltung in kurzer Zeit an Land zu heben, und hat somit eine solide Existenzgrundlage. Dennoch ist das Privatuntrnehmen gescheitert. Aber es geht auch um ein Grundstück von 8,5 Ha. von Tandanor, das in Puerto Madero liegt, auf dem Gebäude im Wert von u$s 500 Mio. errichtet werden sollen.

			***

			Energiesekretär Javier Iguacel erkärte  in Houston, USA, dass es vorgesehen sei, die argentinische Erdöl- und Gasförderung bis 2023 zu verdoppeln, so dass wieder exportiert werde und 500.000 Arbeitsplätze geschaffen werden. Dies würde mit u$s 15 Mrd. zur Zahlungsbilanz beitragen. Im Wesen ginge es dabei um die Ausbeutung von Vaca Muerta. In den USA besuchte Iguacel das Lager Persian, das bedeutendste auf dem Gebiet der nicht konventionellen Lager von Erdöl und Gas. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den das Wirtschaftsinstitut des Industrieverbandes “Unión Industrial Artgentina” ausarbeitet, ergibt für Septmber 2019 eine Abnahme von 7,7% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat und von 3,8% gegenüber August 2018. Die ersten 9 Monaten 2018 liegen somit um 1,9% unter dem Vorjahr. Gemäss der Indec-Statitstik lag der interannuelle Rückgang im September bei 11,5%. 

			***

			Die Regierung hat die Staatsausgaben für dieses Jahr per Notstandsdekret um 15%,  gleich $ 418 Mrd., erhöht. Davon entfallen $ 201 Mrd. auf Zinsen, die wegen der Abwertung stark gestiegen sind. Aber außerdem hat der Staat die Zunahme der Gaskosten übernommen, die auch eine Folge der Abwertung sind, die ursprünglich die Konsumenten in 24 monatlichen Raten zahlen sollten. Vom Gesamtbetrag werden $ 255 Mrd. durch zusätzliche Steuereinnahmen (einschließlich Soziallasten) finanziert. Der Rest erhöht das nominelle Defizit.

			***

			Die argentinische Regierung hofft, dass anläßlich der Anwesenheit von Präsident Trump bei der G20-Konferenz in Buenos Aires, das US-Importverbot für gekühltes und gefrorenes Rindfleisch aus Argentinien aufgehoben wird. Der Import war seinerzeit verboten worden, weil in Argentinien Maul- und Klauenseuche bestand. Als diese in den 90er Jahren ausgemerzt wurde und Argentinien international als frei von der Seuche anerkannt wurde, genehmigten die USA ein Kontingent für argentinisches Rindfleisch. Als dann ein Fall von Maul- und Klauenseuche im Jahr 2001 auftrat, wurde der Import wieder verboten. Danach gab es keine weiteren Krankheitsfälle, und Argentinien wurde erneut frei von Maul- und Klauenseuche erklärt. Nach dreijährigen Verhandlungen hat die Macri-Regierung jedoch nicht erreicht, dass die USA sich an die WTO-Ordnung halten und das Importverbot aufheben. 

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat verfügt, dass diejenigen, die provinzielle Steuern schulden, auch wenn das Verfahren vor Gericht schon eingeleitet worden ist und die Beschlagnahme von Bankkonten verfügt wurde, einen Zahlungsplan beantragen können, womit dann das ganze Verfahren aufgehoben wird. Während drei Monaten braucht der Steuerschuldner keinen Vorschuss zu zahlen. Gouverneurin María Eugenia Vidal will auf diese Weise die Überwindung der Krise erleichtern.  

			***

			Von den sechs Projekten, die sich auf Straßenbau mit dem PPP-System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit beziehen, die an fünf Konzerne zugeteilt wurden, hat bisher nur einer das Finanzierungsproblem gelöst, und kann somit mit dem Bau beginnen. Es handelt sich um die Firma Green (von Mendoza) in Verbindung mit China Construction America, der chinesische Banken u$s 1,17 Mrd. bereitgestellt haben. In den anderen Fällen ist das Fnanzierungsproblem noch nicht gelöst, auch mit dem staatlichen Treuhandfonds nicht. Sofern die Konzerne überhaupt die notwendigen Kredite erhalten, liegen die Zinssätze dabei so hoch (gelegentlich über 15% in Dollar), dass die Rechnung nicht aufgeht.

			*** 

			Der Satz der Einheitssteuer wird ab 1. Januar 2019 um 28,48% erhöht. Das Gesetz 27.430 bestimmt, dass der Betrag der einzelnen Kategorien jährlich im gleichen Ausmass wie die Pensionen erhöht wird. Der Einzelhandel zahlt dann , je nach Kategorie, $ 2.348,20, $ 2.649,72 und $ 5.219,40 pro Monat, und akademische Berufe zahlen $ 1.518,50, $ 1.654,48 und $ 1.951,00.

			***

			In einer Zusammenkunft der Vertreter der Rindfleischwirtschaft, die am Dienstag im Regierunsgebäude in Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri stattfand, wurde die Möglichkeit erwogen, den Exportzoll für rohe Rinderhäute (der außer dem allgemeinen Exportzoll besteht) von 10% auf 5% zu senken, und die Rückvergütung für den Lederexport entsprechend zu erhöhen, damit die Gerbereien keine Konkurrenzfähigkeit einbüßen. Das erhöht jedoch die Staatsausgaben, was gegen das Prinzip des primären Nulldefizites für 2019 wirkt. Die Viehzüchter forderten ebenfalls eine steuerliche Vergünstigung für Rinder mit höherem Gewicht. Dann wurde auch der Antrag behandelt, der an China gestellt wurde, damit dieses Land mehr Schlachthöfe für den Fleischexport zulässt. Der bedeutende Fortschritt bei der Steuerkontrolle der Schlachthöfe, mit einer Computerkontrolle der Zahl der geschlachteten Rinder, ihres Gewichtes und des Gewichtes des Rindfleisches (was über eine sogenannte “caja negra”, also ein schwarzer Behälter, der eine Computeranlage enthält, erfolgt) wurde bestätigt. Das Steueramt konzentriert sich jetzt auf die Kontrolle der Metzger. Ab 11. Dezember gilt das REC (“remito electrónico cárnico”), das sie zwingt, Käufe und Verkäufe über Internet zu melden.

			***

			Das Grundstück auf der Avenida del Libertador, Ecke Udaondo, beim “Tiro Federal”, wurde von der Stadtregierung versteigert und zu $ 5,4 Mrd. (umgerechnet u$s 151,5 Mio.) an den finanziellen Treuhandfonds Buenos Aires Landmark zugeteilt, der den Familien Werthein und Sielecki gehört. Auf dem Grundstück können bis zu 30 Stockwerke mit insgesamt 150.000 qm  gebaut werden. Mit dem Erlös des Verkaufs will die Stadtregierung einen Bau im Innovationspark und die Verstädterung des Elendsviertels 31-31 bis finanzieren.

			***

			Die Produktion von Roheisen lag im Oktober mit 334.300 Tonnen um 3,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 3,2% über September 2018. Die Produktion von Rohstahl lag mit 446.200 Tonnen um 0,2% unter dem Vorjahr, aber um 2,6% über dem Vormonat. Die Produktion von warmgewalzten Produkten (Rundeisen, Stahlbänder und Bleche) lag mit 398.600 Tonnen um 39,2% über dem Vorjahr, aber 0,2% unter dem Vormonat. Die Produktion von kaltgewalzten Blechen lag mit 88.300 Tonnen um 3,1% unter dem Vorjahr und um 18,3% unter September.

			***

			Lateinamerika

			Als ZB-Präsident in Brasilien hat Bolsonaro dem Senat Roberto Campos Neto vorgeschlagen, der gegenwärtig Direktor der Bank Santander ist. Er ist Enkel von Roberto Campos, einem sehr bekannten und angesehenen Wirtschaftler, der auch Minister im Jahr 1964 war.

			***

			Der gewählte brasilianische Präsident Bolsonaro erklärte, Teile des staatlichen Erdölunternehmens Petrobras könnten privatisiert werden, aber Petrorbras al solches müsse aus strategischen Gründen in staatlichem Besitz bleiben. Zum Präsidenten des Unternehmens hat er jetzt, auf Empfehlung seines Wirtschaftsministers Paulo Guedes, den liberalen Wirtschaftler Roberto Castello Branco ernannt, Enkel des Präsidenten während der Militärregierung. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Techint

			Der Techint-Konzern hat über seine kontrollierten Firmen, Ternium (Stahl), Tenaris (nahtlosen Stahlröhren) und Tecpetrol (Erdöl), in Verbindung mit dem Produktionsministerium ein Programm angekündigt, um den kleinen und mitteren Unternehmen, die schon mit dem Konzern verbunden sind, bei Exportprojekten und auch Projekten für die Substitution von Importen zu unterstützen. Die Unternehmen des Techint-Konzerns sind besonders in lateinamerikanischen Ländern tätig, und haben daher die Möglichkeit, verbundene Firmen dort zu unterstützen.

			Bioceres

			Dieses argentinische Unternehmen, das sich mit Technologie der Landwirtschaft befasst, und die Kotierung an der Börse von New York angekündigt hat,  hat eine neue Art Weizen entwickelt, auf Grund einer genetischen Veränderung des Samens, die dem Weizen eine große Widerstandsfähigkeit bei Dürre und hohem Salzgehalt des Bodens verleiht. Dieser Fortschritt wurde durch die Forschung von Raquel Chain, von der Universität von Santa Fé und dem Conicet, eingeleitet, und von Bioceres zu Ende geführt. Beim Weizen sind die Verluste wegen Dürre, die stets in bestimmten Gebieten auftritt, sehr hoch, so dass der neue Weizen zu einer höheren Produktion führen dürfte.

			Minera Exar

			Der Präsident dieses Bergbauunternehmens, das auf dem Hochplateau von Jujuy die Ausbeutung eines Lithiumlagers in Angriff genommen hat, Franco Mignacco, erklärte, er erwarte in der ersten Phase eine Produktion von 25.000 Tonnen Lithiumkarbonat. Die Firma habe schon u$s 100 Mio. investiert und werde in der ersten Etappe insgesamt u$s 430 Mio. investieren, um 2022 auf eine Produktion von 50.000 Tonnen zu gelangen. Auf einer Fläche von 1.200 ha werden 20 grosse Löcher gegraben, von denen beim ersten (das 2 km lang und 300 Meter breit ist) schon die Verdunstung eingeleitet wurde. Wenn dieses Verfahren abgeschlossen ist, wird das Lithiumsalz in der Fabrik chemisch behandelt, um Lithiumkarbonat zu erzeugen. Exar gehört zu 62,5% der US-Firma Lithium Americas und zu 37,5% der chinesischen Ganfeng Lithium. Letztere wurde erst am 31.10.18 als Partner aufgenommen. Gangfeng ist der grösse chinesische Lithiumproduzent.

			YPF

			Dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen hat mit der belgischen Exmar vereinbart, dass diese ein Schiff am Hafen von Bahía Blanca anlegt, das Gas verflüssigt, so dass es exportiert werden kann. YPF erwartet auf diese Weise Exporte von u$s 200 Mio. jährlich ab 2. Quartal 2019. Es sollen 2,5 Mio. cbm Gas pro Tag verflüssigt werden und 500.000 Jato jährlich exportiert werden. Das Schiff befindet sich gegenwärtig in China und wird erst in ca. 45 Tagen in Argentinien eintreffen. Argentinien exportiert Gas in den Sommermonaten und importiert Gas in den Windermonaten, bezieht das Gas jedochdabei vorwiegend aus Bolivien. Ein Teil des Exportes geht über die bestehende Gasleitung nach Chile. YPF sieht vor, eine Anlage für die Gasverflüssigung zu bauen, mit einer Kapazität von 20 Mio. cbm. täglich, die eine Investition von u$s 4 Mrd. darstellt.

			Camuzzi

			Dieses Gasverteilungsunternehmen hat die erste Etappe der Ausweitung des Gasnetzes in der nordpampeanischen Gegend vollendet, die eine Investition von $ 949 Mio. darstellt und erlaubt 23.000 zusätzliche Kunden zu bedienen. Insgesamt will Camuzzi in der Periode 2017-2022 über $ 7 Mrd. investieren.

			IBM

			Dieses Informatikunternehmen hat u$s 15 Mio. in Argentinien investiert, um die Kapazität der digitalen Innovation und die technologische Transformation ihrer Kunden zu fördern. Dies schließt ein neues Zentrum für technologische Neuerung ein.
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			Das fehlende Verständnis der argentinischen Inflation

			Von Juan E. Alemann

			Mauricio Macri hat während seiner Wahlkampagne im Jahr 2015 gesagt, dass die Überwindung der Inflation sehr einfach sei, und er keinen Zweifel habe, dass er dabei erfolgreich sein werde. Geglaubt hat ihm dies wohl kaum jemand, und politisch hatte dies bestimmt keine Wirkung. Außerdem stimmt dies gewiss nicht: Die Inflation ist in Argentinien ein sehr kompliziertes Phänomen, und das sollte auch Macri wissen. Bis heute weiß man nicht, warum er sich so geäußert hat. Denn seinen Gegnern hat er jetzt ein Argument gegeben, das ihn nach drei Jahren Regierung mit hoher Inflation und der Inflationswelle der letzten Monate, besonders schlecht erscheinen lässt. Doch im Grunde war Macri wirklich überzeugt, dass das Inflationsproblem viel einfacher war, als es in Wirklichkeit ist. Die Naivität des Präsidenten ist jetzt erneut beim Unverständnis der Zinspolitik zum Ausdruck gekommen. Der stets gut informierte Journalist Marcelo Bonelli erzählt in der Zeitung “Clarín” (16.11.18), Macri habe einem Kritiker der hohen Zinsen, die dieser als unerträglich bezeichnete, geantwortet: “Der Zinssatz ist das Hauptinstrument und der Anker im Kampf gegen die Inflation”. Und dann fügte er hinzu: “Wir werden die Zinsen so lange hoch halten, wie es notwendig ist”. Es ist gefährlich und kann verhängnisvoll sein, dass der Präsident einen so extremen Monetarismus zum Ausdruck bringt, und dabei die komplexe Inflationsproblematik völlig ignoriert.

			Gewiss wirkt eine extrem harte Geldpolitik, mit hohen Zinsen und ohne Geldschöpfung, stabilisierend. Aber gleichzeitig führt dies eine tiefe Rezession herbei, die die Gesellschaft nicht erträgt. Außerdem: Wenn die Rezession schließlich vorbei ist, beginnt der Inflationsreigen von neuem. Schon jetzt murren Politiker der eigenen Reihen, besonders der radikalen Bürgerunion (UCR), und die Peronisten freuen sich, weil ihnen die Gelegenheit gegeben wird, ein wirtschaftliches Programm vorzubringen, dass im Wesen eine baldige Überwindung der Rezession verspricht. Und das bringt bestimmt Stimmen.

			Beginnen wir jetzt von vorne. Kein Land der Welt hat so eine lange Inflation erlebt, die außerdem so traumatisch war, wie Argentinien. Die Inflationsära hat gleich nach dem zweiten Weltkrieg eingesetzt, die Inflationsrate verblieb jahrelang zwischen 20% und 30%, wurde ab Mitte 1975 dreistellig und endete in drei kurzen Hyperinflationswellen, mit Höhepunkten jeweils im März 1976, 1979 und 1980, bei denen im ersten Fall in einem Monat 50% erreicht wurden, in den zwei weiteren um die 200%. 1991 gelang Menem eine Stabilisierung, die ein Jahrzehnt dauerte. Und dann begann die Inflation von neuem, mit steigender Tendenz.

			Die Hyperinflation von 1976 hat das Ende der Regierung von Isabel Perón besiegelt, die von 1989 hat Alfonsín zum Rücktritt bewegt, und die von 1990 hat Menem als Gelegenheit benutzt, um die Gesetze über Privatisierung und Staatsreform im Parlament durchzusetzen und den Kurs zu verhärten, eben um ein Ende wie das von Isabelita und Alfonsín zu vermeiden. Menem hat hier zum ersten Mal sein Format als Staatsmann gezeigt, der die Krise als Chance versteht. Die stets machtbewussten Peronisten seiner Partei haben Menem unterstützt, obwohl sie von seiner Wirtschaftspolitik nicht sehr überzeugt waren. Aber sie wollten eben an der Macht bleiben, und warfen dabei alte Vorurteile und die peronistische Doktrin über den Haufen.

			Die Stabilisierungspolitik von Präsident Menem und seinem Wirtschaftsminister Cavallo lässt sich jetzt nicht wiederholen. Die Umstände sind anders: Eine Konvertibilität wie die damalige wäre jetzt nicht glaubhaft und auch nicht möglich, der Staat ist viel größer als damals, es gibt keine Privatisierungsmöglichkeiten, und Macri hat auch nicht die Macht, die Menem mit Mehrheit in beiden Parlamentskammern und fast allen Gouverneuren hatte. Außerdem war 1991 die Erinnerung an die Hyperinflationswellen noch frisch und lag den Politikern tief in den Knochen. Beiläufig sei bemerkt, dass die Stabilisierung am Anfang mit einer bedeutenden monetären Expansion einherging, und das BIP 1991 um ganze 9% zunahm und 1992 noch einmal so viel. Stabilisierung mit Wachstum ist politisch eine Sache, und mit Rezession eine ganz andere.

			Macri muss sich den Fall jetzt neu überlegen. Er ist politisch geschwächt, umso mehr als es ihm in drei Jahren in Bezug auf Inflation und Wachstum schlecht gegangen ist, und er steht in 11 Monaten vor einer neuen Präsidentenwahl, die seine Regierung auch bedingt. Es ist wirklich merkwürdig, dass keiner der Ökonomen, mit denen er spricht, auch solchen die nicht seine Regierungsmannschaft bilden, es verstanden hat, ihm das Inflationsphänomen mit den argentinischen Eigenarten zu erklären. Halten wir folgende Punkte fest:

			- Die Inflation ist gleichzeitig ein monetäres Phänomen, das mit der Geldschöpfung zusammenhängt, und ein Kostenproblem, das mit Löhnen, Wechselkurs und relativen Preisen zu tun hat.

			- Der Wechselkurs hängt direkt mit der Inflation zusammen, einmal, weil er wesentliche Preise bestimmt, und dann, weil die Bevölkerung weitgehend ihre Kalkulation auf Dollarbasis vollzieht. Die argentinische Wirtschaft braucht einen real hohen Wechselkurs, als Voraussetzung des Gleichgewichtes der Zahlungsbilanz, aber dies ändert die relativen Preise und bedeutet auch einen relativ niedrigeren Reallohn. Ein Rennen zwischen Wechselkurs und Löhnen treibt die Inflation an.

			- Die Tarife öffentlicher Dienste waren unter den Kirchner-Regierungen stark zurückgeblieben, was einerseits untragbar hohe Subventionen erforderte, die zum hohen Defizit der Staatsfinanzen beitrugen, und dann auch den Betreibern die Mittel entzogen, die sie für Investitionen benötigten. Das war auf Dauer unhaltbar. Doch die zunehmend kostendeckende Tarifpolitik bringt auch ein Änderung der relativen Preise mit sich, die zunächst inflationär wirkt. Damit muss man sich abfinden, da es absurd ist, anzunehmen, dass diese Preiserhöhungen durch Preissenkungen bei anderen Produkten ausgeglichen werden.

			- Die Gewerkschaften haben eine Macht, wie in keinem anderen Land. Perón hat es verstanden, ihre volle Unterstützung zu erhalten, weil er ihnen als Arbeitssekretär (ein Amt, das er gleichzeitig mit dem des Vizepräsidenten nach der militärischen Machtübernahme von 4. Juni 1943 ausübte) die Einbehaltung des Arbeitnehmerbeitrages durch die Unternehmen gewährte. Vorher zahlte jeder Arbeiter seinen Beitrag, und wenn er nicht zahlte, was allgemein der Fall war, geschah eben nichts. Perón hat die Gewerkschaften reich gemacht, und das haben diese mit einer totalen Unterstützung honoriert. Die Gewerkschaften sind seither offen politisch tätig, wobei Peròn ein korporatives Konzept vertrat, das er von Mussolini übernommen hatte, und wollte, dass die Spitzenverbände der Gewerkschaften und der Unternehmer, zusammen mit dem Staat die Wirtschaftspolitik bestimmen. Das war, wie auch vorher in Italien, eine Phantasie, die nie funktioniert hat. Aber die störende Macht der Gewerkschaften verblieb. Abgesehen davon, dass sie beim Einsatz der Streikrechtes übertreiben, führen sie Generalstreiks durch, die nichts mit konkreten Arbeitskonflikten zu tun haben. Das gibt es sonst auf der Welt nirgends. Der direkte Einfluss der Gewerkschaften auf die Politik, ganz besonders auf die justizialistische Partei, führt zu Lohnerhöhungen, die auf die Preise abgewälzt werden, und auch zu einem Arbeitsrecht, das produktivitäts- und beschäftigungshemmend wirkt und die Inflation auch von dieser Seite anheizt. Eine effektive Stabilisierungspolitik kommt nicht umhin, ein Konzept für die Eindämmung der Gewerkschaftsmacht einzuschließen.

			Die Komplexität der argentinischen Inflation führt dazu, dass die Überwindung des Phänomens sehr schwierig ist, und auf alle Fälle nicht kurzfristig erreicht werden kann. Die Regierung muss sich zum Ziel stellen, die Inflationsrate kontinuierlich zu verringern, und in diesem Sinn bei allen Inflationsfaktoren vorgehen. Eine Inflation von an die 50% jährlich, wie wir sie jetzt erleben, ist traumatisch und wirkt störend für die Wirtschaft, weil sie jegliche Kalkulation über den Haufen wirft. Bei 20% jährlich gelangt die Wirtschaft in eine Zone, in der die Wirtschaftssubjekte schon Erfahrung haben, wie sie sich zu verhalten haben. Erfahrungsgemäß kann die Wirtschaft dabei auch wachsen. Weitere Schritte, um zu einer einstelligen Jahresrate zu gelangen, sind dann nicht so schwierig. Und über die letzte Phase, bei der es darum geht, zu einer jährlichen Preiszunahme von etwa 2% zu gelangen, die weltweit als Stabilität aufgefasst wird, braucht man sich vorläufig keine Sorgen zu machen.

			Wir wiederholen unsere Auffassung, dass die argentinische Wirtschaft nächstes Jahr kräftig wachsen kann, auch bei einer Inflation von ca. 20% im Jahr, aber eben nur, wenn die absurde Zinspolitik, die Macri jetzt bejaht, aufgegeben wird. Dabei geht es nicht darum, dass der Fehlbetrag mit monetärer Emission gedeckt wird, sondern, dass der Staat bei seiner Verschuldung auf Dollar zu normalen Zinsen übergeht, und dabei lokale Sparer anspricht. Und ebenfalls muss das Kreditsystem so weit es notwendig ist, auf Dollar übergehen. Mit einem voll anerkannten bimonetären System kann sich die Wirtschaft normal entwickeln und den Wachstumskräften freien Lauf lassen. Mit den absurd hohen Pesozinsen geht alles zum Teufel.
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			Die Entwicklung der Inflation

			Von Juan E. Alemann

			Nach dem Inflationssprung von 3,9% im August, 6,5% im September und 5,4% im Oktober (was zusammen kumulativ 16,6% ausmacht) liegt die Inflationsrate in 12 Monaten zum Oktober bei 45,9%, so dass für ganz 2018 mit 47,5% gerechnet wird, allerdings unter der Voraussetzung, dass es im November und Dezember zwischen 2,5% und 3% sind, wie es das Statistische Amt (INDEC) erwartet. Es ist jedoch gut möglich, dass es mehr sind, weil die Abwälzung der Abwertung auf die internen Preise noch nicht zu Ende ist, so dass man mit ca. 50% rechnet. Die Regierung kontert jedoch, dass die tiefe Rezession bremsend wirkt, wobei auch Waren billiger angeboten werden, eventuell sogar zu Verlustpreisen. 50% wird von der Gesellschaft als zu hoch empfunden, weil diese Zunahme über denen liegt, die ab 2002 eingetreten sind, und sofort die Gefahr der Hyperinflation wachruft. In der Tat lag bei den drei Hyperinflationen, die das Land schon erlebt hat, die Periode, die ab 50% jährlich einsetzte und mit 50% und mehr monatlich endete, unter einem Jahr.   

			Ab 2002, als die zehnjährige Stabilitätsperiode abrupt zu Ende ging, die Mitte 1991 mit dem sogenannten Konvertibilitätsprogramm einsetzte, waren die jährlichen Inflationsraten wie folgt:

			Jahr..........Inflationsrate (in%)

			2002...........................41,0

			2003...........................3,7

			2004...........................6,3

			2005...........................12,3

			2006...........................9,8

			2007...........................19,6

			2008...........................19,0

			2009...........................15,5

			2010...........................22,9

			2011...........................22,1

			2012...........................23,8

			2013...........................25,5

			2014...........................31,6

			2015...........................26,1

			2016...........................39,9

			2017...........................24,9

			2018...........................47,5

			Bei dieser Statistik handelt es sich bis 2007 um Zahlen des INDEC. Da der Index ab 1. Januar 2007 notorisch gefälscht wurde, werden für die nächsten Jahre private Berechnungen genommen. Erst Mitte 2016 hat das INDEC wieder einen methodologisch korrekten Index berechnet, zunächst nur für die Bundeshauptstadt und die 24 Bezirke der Umgebung, und ab 2017 für das ganze Land. 

			Dass die Inflation 2002 nur 41% betrug, nach dem Inflationssprung, der nach der Aufgabe der Konvertibilität eintrat, bei dem der Wechselkurs in kurzer Zeit von $ 1 auf ca. $ 3 pro Dollar stieg, wird als große Leistung des damaligen Wirtschaftsministers Roberto Lavagna hingestellt, den Néstor Kirchner, der am 25.5.2003 antrat, als Wirtschaftsminister für eine bestimmte Zeit behielt. Doch im Grunde beruht diese anormal geringe Übertragung der Abwertung auf die internen Preise auf vier Faktoren: 1. Die Tarife öffentlicher Dienste wurden in Pesos eingefroren, was ein offener Bruch der Konzessionsverträge darstellte. Die Tarife waren nicht mehr kostendeckend, und mussten zunehmend subventioniert werden, was bei den Staatsfinanzen zu einem steigenden Defizit führte, das dann die Inflation von der monetären Seite anheizte. 2. Der reale Wechselkurs ging nach dem anfänglichen Sprung ständig zurück, was die interne Inflation eindämmte. 3. Nach dem Default von Ende 2001 wurden bis Mitte 2005 keine Zinsen und Amortisationen der Staatsschuld bezahlt, was die Staatsfinanzen notorisch entlastete. 4. 2002 bestand eine hohe Arbeitslosigkeit, was die Gewerkschaften dazu führte, den hohen Reallohnverlust hinzunehmen, den sie wegen der Inflation erlitten hatten, und auch eher bescheidene Forderungen zu stellen.Im Mai 2002 erreichte die Arbeitslosigkeit einen Höhepunkt von 22%, und im ersten Quartal 2003 lag sie noch bei 20,4%. Erst im 4. Quartal 2006 lag sie unter 10%.

			Mit kostendeckenden Preisen für Strom, Erdöl, Gas und Wasser, plus einer Deckung von mindestens 50% durch den Tarif beim Personentransport der Bundeshauptstadt und Umgebung, und einem real höheren Wechselkurs, wäre die Inflation unverhältnismäßig höher ausgefallen, wobei auch die Gewerkschaften viel höhere Forderungen gestellt hätten. Das Danaergeschenk der stark zurückgebliebenen Tarife für öffentliche Dienste und, allgemein, der zurückgestauten Inflation, erhielt dann die Macri-Regierung, die bis heute noch nicht ganz damit fertig geworden ist.
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